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K l e i n e  A n f r a g e

Ich frage die Landesregierung:

1. Durch welche Einzelperson, Gruppierung oder Vereinigung wurde die De -
monstration „KlimaTanz – Last Chance to Dance“ am 2. August 2019 in Hei-
delberg angemeldet?

2. Welche Gruppierungen und Vereinigungen haben sich bei der Demonstration
beteiligt?

3. Welche Erkenntnisse liegen ihr zu den Gruppierungen und Vereinigungen vor,
insbesondere ob diese vom Verfassungsschutz beobachtet werden oder wurden?

4. Wie viele Personen nahmen an der Demonstration teil?

5. Kam es im Zuge der Demonstration zu Übergriffen, Angriffen, Beleidigungen,
Bedrohungen oder anderen Straftaten?

6. Liegen ihr Erkenntnisse zu Förderern und Unterstützern dieser Organisation
vor?

7. Welche weiteren Aktionen der Organisation sind ihr zu welchem Zeitpunkt in
Baden-Württemberg bekannt?

8. Kam es in diesem Zusammenhang zu Anzeigen (bitte mit Nennung der jeweili-
gen Straftat)?

Kleine Anfrage

der Abg. Dr. Christina Baum AfD

und

Antwort

des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration

Tanz-Demonstration in Heidelberg
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9. Welche Erkenntnisse liegen ihr über eine Zusammenarbeit mit linksextremen
Organisationen vor?

10. Welche Erkenntnisse hat sie zu straffälligen Äußerungen der Organisation
„Extinction Rebellion“?

28. 08. 2019

Dr. Baum AfD

B e g r ü n d u n g

Die Gruppierung „Extinction Rebellion Heidelberg“ lud am 2. August 2019 zu
 einer Tanz-Demonstration unter dem Motto „KlimaTanz – Last Chance to Dance“.
Die angemeldete Versammlung solle nach Mitteilung des Veranstalters ein buntes
Zeichen für starken Klimaschutz in Heidelberg, in Deutschland und weltweit set-
zen. Es solle dadurch auf eine international koordinierte Welle von Großaktionen
zivilen Ungehorsams vorbereitet werden. Mitglieder der Bewegung seien dabei
auch bereit, Grenzen der Gesetze zu überschreiten, so die Organisation in einem
Artikel von Beobachter-News vom 2. August 2019. Darüber hinaus sind auf den
Bildern der Rhein-Neckar-Zeitung von der Demonstration Personen mit dem
Symbol der vom Verfassungsschutz beobachteten Organisation „Antifa“ zu sehen,
was eine Zusammenarbeit nahelegt.

Da in diesem Artikel öffentlich zu Straftaten aufgerufen wird, soll diese Kleine
Anfrage weitere Informationen zu dieser Veranstaltung, dieser Organisation und
den Veranstaltern in Erfahrung bringen.

A n t w o r t

Mit Schreiben vom 2. Oktober 2019 Nr. 3-0141.5/1/845 beantwortet das Ministe-
rium für Inneres, Digitalisierung und Migration die Kleine Anfrage wie folgt:

1. Durch welche Einzelperson, Gruppierung oder Vereinigung wurde die De -
monstration „KlimaTanz – Last Chance to Dance“ am 2. August 2019 in Hei-
delberg angemeldet?

Zu 1.:

Die Demonstration unter dem Motto „KlimaTanz – Last Chance to Dance“ am 
2. August 2019 in Heidelberg wurde durch die Organisation „Extinction Rebellion
Heidelberg“ bei der zuständigen Versammlungsbehörde angemeldet.

2. Welche Gruppierungen und Vereinigungen haben sich bei der Demonstration
beteiligt?

Zu 2.:

Nach Erkenntnissen der Polizei Baden-Württemberg und des Landesamts für Ver-
fassungsschutz Baden-Württemberg war bei der Demonstration am 2. August
2019 in Heidelberg als Gruppierung oder Vereinigung nur die „Extinction Rebel-
lion Heidelberg“-Bewegung vertreten.
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3. Welche Erkenntnisse liegen ihr zu den Gruppierungen und Vereinigungen vor,
insbesondere ob diese vom Verfassungsschutz beobachtet werden oder wur-
den?

Zu 3.:

Bislang haben sich im Zusammenhang mit der „Extinction Rebellion Heidel-
berg“-Bewegung keine hinreichenden tatsächlichen Anhaltspunkte für Bestrebun-
gen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung ergeben. Die rechtlichen
Voraussetzungen für eine Beobachtung durch das Landesamt für Verfassungs-
schutz Baden-Württemberg liegen damit nicht vor. Soweit aus dem Erkenntnis -
aufkommen der gegenwärtigen Beobachtungsobjekte ersichtlich, hat sich auch
sonst keine extremistische Organisation an dem Aufzug beteiligt.

4. Wie viele Personen nahmen an der Demonstration teil?

5. Kam es im Zuge der Demonstration zu Übergriffen, Angriffen, Beleidigungen,
Bedrohungen oder anderen Straftaten?

Zu 4. und 5.: 

Nach Schätzungen des Polizeipräsidiums Mannheim nahmen in der Spitze ca. 
250 Personen an der Demonstration am 2. August 2019 in Heidelberg teil. Dabei
wurden polizeilich keine Vorkommnisse im Sinne der Fragestellung bekannt.

Im Übrigen wird auf die Antwort zu Fragen 7 und 8 verwiesen.

6. Liegen ihr Erkenntnisse zu Förderern und Unterstützern dieser Organisation
vor?

Zu 6.:

Den Sicherheitsbehörden in Baden-Württemberg liegen keine Erkenntnisse im
Sinne der Fragestellung vor.

7. Welche weiteren Aktionen der Organisation sind ihr zu welchem Zeitpunkt in
Baden-Württemberg bekannt?

8. Kam es in diesem Zusammenhang zu Anzeigen (bitte mit Nennung der jeweili-
gen Straftat)?

Zu 7. und 8.:

In der nachfolgenden Tabelle sind die mit Stand 16. September 2019 in Baden-
Württemberg polizeilich bekannt gewordenen demonstrativen Aktionen der „Ex-
tinction Rebellion“-Bewegung nach Einsatztag, Einsatzort sowie der jeweils ge-
gebenenfalls verfolgten Delikte (Straf- und Bußgeldverfahren) dargestellt:



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 6866

4



5

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 6866

9. Welche Erkenntnisse liegen ihr über eine Zusammenarbeit mit linksextremen
Organisationen vor?

Zu 9.:

Den Sicherheitsbehörden in Baden-Württemberg liegen keine Erkenntnisse über
eine strukturelle Zusammenarbeit der „Extinction Rebellion Heidelberg“-Bewe-
gung mit linksextremistischen Organisationen vor.

10. Welche Erkenntnisse hat sie zu straffälligen Äußerungen der Organisation
„Extinction Rebellion“?

Zu 10.:

Den Sicherheitsbehörden in Baden-Württemberg liegen keine Erkenntnisse im
Sinne der Fragestellung vor.

Strobl

Minister für Inneres,
Digitalisierung und Migration


